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20 
5/2018  

 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
Tag und Zeit: Donnerstag, 13. Dezember 2018 

Tagungsort: Rathaussaal 

Beginn: 19:00 Uhr 

 

A n w e s e n d e: 

ÖVP-Fraktion: 

1. Bürgermeister Mag. Johann Reiter als Vorsitzender 

2. Vizebgm. Klaudia Haberl 

3. GV. Markus Kitzberger 

4. EG.  Franz Pühringer 

5. EG. Franz Huber 

6. GR. Ing. Harald Mayrhofer 

7. GR. Friedrich Seiringer-Gaubinger 

8. EG. Elisabeth Neuwirth 

9. GR. Markus Muhr 

10. EG. Gerald Filimon 

11. EG. Rosa Loidl 

12. GR. Jakob Moser 

13. GR. Gerald Egger 

 

FPÖ-Fraktion: 

14. Vizebgm. Karin Hemetsberger 

15. GR. DI Josef Hoyer 

16. GV. Rudolf Hemetsberger 

17. GR. Mag. Erich Kaniak 

18. GR. Siegfried Schmuck 

19. GR. Manfred Grubinger 

20. EG. Florian Böss 

 

SPÖ-Fraktion: 

21. GV. Ing. Kurt Berger 

22. GR. Oskar Resch 

23. GR. Sandra Grausgruber 

24. EG. Martin Eder 

25. GR. Michaela Schuster 

26. EG. Jürgen Pürstinger 

27. GR. Rudolf Stockinger 
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GRÜNE-Fraktion: 

28. GV. Claudia Hauschildt-Buschberger 

29. GR. Mag. Ursula Kölblinger 

30. GR. Dr. Siegfried Gierlinger 

31. EG. Hans Ebner 

 

Bürgerfragestunde: 

10 Zuhörer  

 

Frau Teml, Hauptstraße 17 erläutert in Vertretung der Hausgemeinschaft nochmals die 

gefährliche Situation bezüglich Ausfahrt in die Hauptstraße mittels einer Grafik. Der 

Vorschlag für eine sicherere Ausfahrt sei vom Planungsausschuss behandelt und leider in 

der letzten Gemeinderatssitzung abgelehnt worden. Aus diesem Grund möchte sie die 

Situation und den Vorschlag für eine sichere Ausfahrt mittels einer Grafik nochmals 

verdeutlichen. 

Herr Teml erläutert den Sachverhalt und schlägt vor, auf den ersten Parkplatz einen 

Blumentrog zu stellen, damit sich niemand mehr hinstellen könne, den zweiten Parkplatz 

wieder der Familie Ablinger zu geben und dann die Ausfahrt bzw. die Einsicht nach rechts 

wesentlich besser wäre. 

Frau Treml ersucht im Namen der Hausgemeinschaft den Gemeinderat, diese 

Angelegenheit nochmals zu besprechen. 

Der Bürgermeister sagt zu, dass diese Angelegenheit nochmals im Planungsausschuss 

diskutiert und dem Gemeinderat zur Entscheidung vorgelegt werden solle. 

 

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 

 

a) die Sitzung von ihm einberufen wurde 

 

b) die Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht 

schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist, 

 

c) die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 03.12.2018 öffentlich 

kundgemacht wurde; 

 

d) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 

 

e) die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 18.10.2018 bis zur heutigen 

Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, 

während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift 

bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. 

 

f) Als Schriftführer für die Sitzung wird Amtsleiter Manfred Binder bestimmt 
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Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt: 

Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionen folgende 

Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 

 

Für die ÖVP-Fraktion:   GV. Markus Kitzberger 

Für die SPÖ-Fraktion:   GV. Ing. Kurt Berger 

Für die FPÖ-Fraktion:   GV. Rudolf Hemetsberger 

Für die GRÜNE-Fraktion:   GV. Claudia Hauschildt-Buschberger 

 

Anschließend nimmt der Bürgermeister die Angelobung von der heute erstmals 

anwesenden Ersatzgemeinderätin Rosa Loidl vor. 

 

Berichte des Bürgermeisters 

Causa Hartl Promenade. Der Oberste Gerichtshof hat die Revision von Baum. Hartl gegen 

das Urteil des Landesgerichts Wels abgewiesen. Der OGH hat in seinem Urteil eindeutig 

festgestellt, dass das Urteil des LG Wels zugunsten der Marktgemeinde Seewalchen zu 

Recht erfolgte. Die Klage der Marktgemeinde Seewalchen betr. Bestehen einer Dienstbarkeit 

des Gehens und Fahrens auf dem Grundstreifen des  Baum. Hartl auf der Promenade wurde 

somit oberstgerichtlich und endgültig zugunsten der Marktgemeinde Seewalchen 

entschieden. Das Geh- und Fahrtrecht zugunsten der Marktgemeinde Seewalchen muss 

jetzt grundbücherlich eingetragen werden.  

Gemeinde – Intranet: Aufgrund der strengen Bestimmungen in der 

Datenschutzgrundverordnung dürfen Protokolle aus geheimen Sitzungen nicht mehr per Mail 

unverschlüsselt versendet werden. Aus diesem Grund wurde auf der Gemeinde-Homepage 

ein sogenanntes INTRA-Net eingerichtet. Auf diesem Portal haben nur Personen / 

Funktionäre mittels eigenem Passwort Zugriff. Sowohl die Protokolle als auch die 

Einladungen zu Gemeindevorstandsitzungen werden den Fraktionsobleuten ab sofort auf 

diesem Portal zur Verfügung gestellt. Auch die Gemeinderatsprotokolle sollen in Hinkunft auf 

diesem Portal zum Einsehen und Herunterladen zur Verfügung gestellt werden.  

Gesunde Gemeinde. Beim Festakt zur Verleihung des O.Ö. Gesundheitsförderungspreises 

2019 erreichte die Gesunde Gemeinde Seewalchen den 1. Preis für das Demenz-Projekt 

„Vergiss mein nicht“. Der Preis ist mit € 1.500.- Siegprämie dotiert.  

Landesgeld für Seewalchen. LR Haberlander teilte mit, dass der Gesunden Gemeinde 

Seewalchen für die Teilnahme an der Qualitätszertifizierung ein Landesbeitrag in Höhe von € 

750.- und ein weiterer Landesbeitrag in Höhe von € 440.- für die Durchführung des 

Stammtischs für Pflegende Angehörige im Rahmen der Gesunden Gemeinde gewährt wird.  

LR Haberlander teilte mit, dass in der Landesregierungssitzung am 28. Oktober 

Landesbeiträge in Höhe von € 313.000.- für den VS Neubau und weitere € 52.000.- für die 

GTS bewilligt wurden. LH Stelzer teilte mit, dass für den laufenden Betrieb des Jugendtreffs 

ein Landesbeitrag in Höhe von € 2.180.- bewilligt wurden. LR Steinkellner teilt mit, dass die 
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Landesmittel für den Gemeindestraßenbau in Höhe von € 30.000.- demnächst zur 

Auszahlung gelangen. 

Bundesgeld für Seewalchen. Für das Kanalbauvorhaben BA 20 Steindorf (Kemptner-

Gründe Achbauernstraße, Nöhmer-Gründe) wurde von der KPC eine Restförderung in Höhe 

von € 4.465.- als Investitionskostenzuschuss überwiesen. Für das Kanalbauvorhaben BA 15 

Gerlham wurden bei der Prüfung der Endabrechnung förderungsfähige Kosten von € 

1,516.295 anerkannt und eine Gesamtförderung von € 188.130.- bewilligt, die in Form von 

Annuitätenzuschüssen ausbezahlt wird. 

LvWG-Beschwerden. Frau Johanna Mayer, Hauptstraße, Seewalchen („Koasa“) hat um 

Genehmigung eines Bauplatzes auf der Parzelle gegenüber dem Schulzentrum in der 

Dr.R.Schuhstraße angesucht, und zwar für die gesamte Grundfläche von rd. 3.500 m2. Dies 

wurde vom Bürgermeister mit Bescheid abgelehnt, da in unserem ÖEK Bauplatzgrößen von 

ca. 1.000 m2 festgelegt sind. Frau Mayer hat nun mittels Rechtsanwalt eine Beschwerde 

beim Landesverwaltungsgericht eingebracht. Herr Josef Gebetsberger, Hainingerbach, hat 

gegen den Wasserrechtlichen Bewilligungsbescheid der BH Vöcklabruck für das Projekt 

„Regenwasserkanal Wagnerstraße Litzlberg“ eine LvWG-Beschwerde eingebracht. 

 

Dringlichkeitsantrag Nr. 1 

Der Vorsitzende stellt gemäß § 46 Abs.3 der O.ö.Gemeindeordnung 1990 den Dringlichkeits-

antrag, folgenden Punkt auf die Tagesordnung der am 13.12.2018 stattfindenden Gemeinde-

ratssitzung zu nehmen.  

Grenzbereinigung im öffentlichen Gut - Fahrbahnteiler - Litzlberg 

Dieser Dringlichkeitsantrag wird aufgrund seines sachlichen Zusammenhangs unter TOP 12 

c  behandelt. 

Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und 

stellt eine einstimmige Annahme fest. 

 

Dringlichkeitsantrag Nr. 2 

Der Vorsitzende stellt gemäß § 46 Abs.3 der O.ö.Gemeindeordnung 1990 den Dringlichkeits-

antrag, folgenden Punkt auf die Tagesordnung der am 13.12.2018 stattfindenden Gemeinde-

ratssitzung zu nehmen.  

Ansuchen der Röm. Kath. Pfarrcaritas um Erhöhung der Subvention für den laufenden 
Kindergartenbetrieb 2018  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
eine einstimmige Annahme fest. 
 

Dringlichkeitsantrag Nr. 3 

Der Vorsitzende stellt gemäß § 46 Abs.3 der O.ö.Gemeindeordnung 1990 den Dringlichkeits-

antrag, folgenden Punkt auf die Tagesordnung der am 13.12.2018 stattfindenden Gemeinde-

ratssitzung zu nehmen.  

Abschließen eines Betreuungsvertrages zur Vorsorge für die Schulgesundheit mit 
dem Land Oberösterreich  
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Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 

1. Steuern und Abgaben 
Verordnung über den Gemeindezuschlag zur Einhebung der Freizeitwohnungs-
pauschale gemäß § 57 Oö. Tourismusgesetz 2018 

 
Mit § 57 des Oö. Tourismusgesetzes 2018 wurde für die Gemeinden eine Möglichkeit 
geschaffen ab 1.1.2019 einen Zuschlag zur Freizeitwohnungspauschale (Tourismusabgabe 
für Ferienwohnungen) einzuheben. Der Gemeindezuschlag knüpft unmittelbar an die 
Freizeitwohnungspauschale an.   
 
Der Höchstbetrag des jährlichen Zuschlages zur Freizeitwohnungspauschale beträgt für 

a) Wohnungen bis zu 50 m² Nutzfläche sowie für Dauercamper 150 % der 
Freizeitwohnungspauschale 

b) Wohnungen über 50 m² Nutzfläche 200 % der Freizeitwohnungspauschale. 

 
Diese Zuschläge verbleiben zur Gänze im Gemeindebudget und stellen so zukünftig eine 
gute Einnahmequelle für die Gemeinde dar. Der Gemeindezuschlag zur 
Freizeitwohnungspauschale soll – so wie die Freizeitwohnungspauschale - mit Fälligkeit 
1.12. des jeweiligen Kalenderjahres vorgeschrieben werden. 
 
Wird die touristische Pauschale und der Zuschlag zusammengerechnet, ergibt sich für 
Wohnungen unter 50 m² das 90fache und für größere Wohnungen das 162fache der 
Ortstaxe. Wenn von einer vorgesehenen Höhe der Ortstaxe von zwei Euro (§ 48 Abs. 1 
leg.cit) ausgegangen wird, so entspricht der maximale Pauschalbetrag € 180,- für kleine 
Wohnungen und € 324,- für größere Wohnungen. 
 
Mit Wirkung 1.1.2019 wird die Ortstaxe von einer Gemeindeabgabe in eine Landesabgabe 
umgewandelt. Diese beträgt landeseinheitlich zwei Euro. Gleichzeitig treten das OÖ. 
Tourismusabgabe-Gesetz 1991 und die Verordnung der Gemeinde, mit welchem die Höhe 
und Fälligkeit der Tourismusabgabe festgesetzt wurde außer Kraft. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes die vorliegende 
Verordnung zu beschließen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 

2. Budget 
Festsetzung der Hebesätze für Steuern, Abgaben und Gebühren im Jahr 2019 
 
Die Steuerhebesätze einer Gemeinde sind jährlich so zeitgerecht festzusetzen, dass sie mit 
Beginn des neuen Finanzjahres in Kraft treten können. Die Grundsteuern und die 
Hundeabgabe bleiben gegenüber dem Jahr 2018 gleich. Die Kanalbenützungsgebühren, die 
Gebühren für Essen auf Rädern und der Kindergartentransportbeitrag werden aufgrund der 
Beratungen im AK–Finanzen angepasst bzw. wertgesichert. Neu ist der Gemeindezuschlag 
zur Freizeitwohnungspauschale, der im höchstmöglichen Ausmaß festgesetzt wird.  
 
Der Bürgermeister stellt den 1. Antrag,  
die Grundsteuerhebesätze und die Hundeabgabe wie folgt festzusetzen: 
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Grundsteuer f. land- u. forstwirtschaftliche Betriebe (A) mit ...500 v.H. des 
Steuerm.Betrages, 
 
Grundsteuer f. Grundstücke (B) mit.........................................500 v.H. des 
Steuerm.Betrages, 
 
Hundeabgabe mit ............................................................................ €    45,-  pro Hund, 
 
                                                                                                            €    20,-  für Wachhunde 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
Der Bürgermeister stellt den 2. Antrag,  
den Gemeindezuschlag zur Freizeitwohnungspauschale gemäß Oö. Tourismusgesetz 
2018 wie folgt festzusetzen: 

 
Gemeindezuschlag für Freizeitwohnungen gem. § 54 Oö. Tourismusgesetz 2018 
bis 50 m² Nutzfläche sowie für Dauercamper 
 

150 % der Freizeitwohnungspauschale gemäß § 57 Oö. Tourismusgesetz 2018 
Gemeindezuschlag für Freizeitwohnungen gem. § 54 Oö. Tourismusgesetz 2018 
über 50 m² Nutzfläche 
 

200 % der Freizeitwohnungspauschale gemäß § 57 Oö. Tourismusgesetz 2018 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
Der Bürgermeister stellt den 3. Antrag,  
die Kanalgebühren wie folgt festzusetzen: 
 
Ab 1. Jänner 2019: 
 
Anschlussgebühr  gem. § 2 Abs. 1:    € 22,39 p/m²  mindestens € 3.359,- 
 
Anschlussgebühr  gem. § 2 Abs. 2: 

Für die ersten 150 m² der Bemessungsgrundlage:   € 22,39 p/m² mindestens €  3.359,- 

ab 151 m² bis 250 m² der Bemessungsgrundlage:    € 16,39 p/m²    

ab 251 m² bis 500 m² der Bemessungsgrundlage:   € 11,93 p/m²    

ab 501 m² bis 750 m² der Bemessungsgrundlage:    €   7,97 p/m²  

ab 751 m² der Bemessungsgrundlage:    €   4,96 p/m² 

 
Ab 1. Juli 2019: 
 
Kanalbenützungsgebühr gem. § 5 Abs. 2  €   116,20 (Grundgebühr) 
 
Kanalbenützungsgebühr gem. § 5 Abs. 3  €      4,16 p/m³ (verbrauchsabh. Gebühr) 
 
Kanalbenützungsgebühr gem. § 5 Abs. 6  €    23,08 Niederschlagswässer/500m² 
 
Kanalbenützungsgebühr gem. § 6 Abs. 2  €      0,20 (Bereitstellungsgebühr) 
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Zu den Kanalgebührensätzen wird die gesetzliche Umsatzsteuer hinzugerechnet. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
Der Bürgermeister stellt den 4. Antrag,  
die Gebühren für die Einrichtung Essen auf Rädern sowie den Kindergartentransport-  
kostenbeitrag wie folgt festzusetzen: 
 
Essen auf Rädern ab 1.1.2019:  
 
Normaltarif     € 8,08 
Erm. Tarif     € 7,15 
 
Kindergarten-Transportbeitrag ab dem Kindergartenjahr 2019/20: 
 
pro Kindergartenkind und Monat   € 8,18 
ermäßigter Tarif (Geschwister)  € 6,51 
 
Zu diesen Gebührensätzen wird die gesetzliche Umsatzsteuer hinzugerechnet. 
 

Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und 

stellt eine einstimmige Annahme fest 

 

3. Budget 
Voranschlag für das Finanzjahr 2019 
 
Der Voranschlagsentwurf für das Finanzjahr 2019 ist gemäß § 76 Abs. 2 der O.ö. 
Gemeindeordnung 1990 zwei Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme im Marktgemeindeamt 
aufgelegen. Gegen diesen Entwurf sind keine Erinnerungen eingebracht worden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag,  
aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des AK-Finanzen den Voranschlag für das 
Finanzjahr  2019 wie folgt zu genehmigen: 

 
 
Ordentlicher Haushalt:          Ausgaben :   €  10.044.600,-   

Einnahmen:  €  10.044.600,-   
                             
 
Außerordentlicher Haushalt:  Ausgaben :   €    6.400.200,-    
      Einnahmen:  €    6.400.200,- 

    
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Finanzjahr 2019 zur Aufrechterhaltung der 
Zahlungsfähigkeit der Gemeindekasse in Anspruch genommen werden dürfen, wird mit € 
2,511.150,- festgesetzt. In diesem Höchstbetrag sind keine Kassenkredite enthalten, die auf 
Grund früherer Ermächtigungen aufgenommen und noch nicht zurückgezahlt sind. 
 
Der Gesamtbetrag der Darlehen, die zur Bestreitung von Ausgaben des außerordentlichen 
Voranschlages bestimmt sind, wird mit € 3,729.000,- festgesetzt.  
 
GV.Hemetsberger R. betont, dass die FPÖ dem Budget zustimmen wird. 
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GR Mag. Kaniak erläutert, AL.Binder und FA-Ltr.Weber haben mit dem Bürgermeister und 

dem Finanzausschuss eine einvernehmliche Lösung für das vorliegende Budget gefunden.  

Man habe früher dem Budget nicht immer zugestimmt, weil man der Meinung gewesen sei, 

dass man nicht mit einem großen Brocken - wie der Kanalgebühr - die Schwächsten in der 

Gemeinde zur Kasse bitten sollte. Ing. Hoyer hat sein Wissen eingebracht und Vieles 

zurechtgerückt, was in den vorherigen Jahrzehnten durch Fehleinschätzungen entstanden sei, 

sodass riesige Kosten gerade beim Kanal entstanden seien. Wenn man von Planungen und 

Fehlplanungen spreche, müsse er nur einen Punkt nennen - wie sei es möglich, dass man 2 

x über die Berge Kanäle und Pumpanlagen baue, wenn man unten ein Tal habe. Man hätte es 

nur überregional organisieren müssen, was seinerzeit nicht geschehen sei. Viele Reparaturen 

und Aufwände hätte man sich ersparen können. Dieses Jahr habe man sich von DI Hoyer 

überzeugen lassen, dass nicht nur die schon sehr alten Kanäle aus den 60erJahren, sondern 

auch die Kartographierung und die technische Erfassung nicht optimal gewesen sind. Dies 

müsse alles im Nachhinein finanziert werden. Aus diesem Grund werde die FPÖ dem Budget 

zustimmen. Die Steigerungen betragen nur 2,1%, welche ungefähr der Inflationsrate 

entspricht. Man rede zu 90 % über Ausgaben und zu 10 % über Einnahmen. Man müsse erst 

einmal überlegen, wie man die Einnahmen steigern könne und wie man in die Zukunft 

investiere, damit man dann auch Einnahmen habe. Er kritisiert, dass man sich viel zu wenig 

Gedanken über wirtschaftliche Einnahmen mache, um das Budget in eine bessere Position 

bringen zu können.  

GV.Hauschildt-Buschberger  bedankt sich für die Budgeterstellung, aber die Grünen können 

leider dem eigentlich sehr guten Budget nicht zustimmen, da ihnen das Projekt unterhalb des 

Friedhofes, das mit € 340.000,-- budgetiert sei, missfalle.  Die Grünen erachten dieses Projekt 

als nicht sinnvoll. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

      

Gegen den Antrag 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  

 

 
Der Bürgermeister stellt die Zusatzanträge, 

 
1)  den Dienstpostenplan lt. Beilage zum Budgetentwurf 2019 festzusetzen 
 
2) die Förderungen und Zuschüsse, welche die Marktgemeinde Seewalchen am Attersee im  
    Jahr 2019 an diverse Vereine und Institutionen gewährt, lt. vorliegender Aufstellung mit    
    einer Gesamthöhe von  € 662.900,-  festzusetzen 
 
3) die Schulbudgets für das Jahr 2019 in folgender Höhe festzusetzen: 
  

                       Volkschule Seewalchen     € 16.000,--  
Neue Mittelschule Seewalchen    € 15.000,--  

                                   Musikschule                 €   2.500,-- 
 

4) die Richtlinien für die Budgetabwicklung in den angeführten Schulen zu beschließen. 
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Der Bürgermeister lässt über seine gestellten Zusatzanträge durch Handheben abstimmen 
und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

      

Stimmenthaltung 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  

 
 

4. Finanzplanung 
Mittelfristiger Finanzplan für die Jahre 2019 - 2023 
 
Dieser mittelfristige Finanzplan umfasst ein ambitioniertes Investitionsprogramm für die 
nächsten fünf Jahre. Er enthält insgesamt Ausgaben in Höhe von € 16.725.200,- . 
 
Die Finanzierung der Projekte in den Jahren 2019 und 2020 ist weitgehend gesichert. Bei 
einigen Vorhaben gibt es noch keine gesicherte Finanzierung. Der Grund liegt einerseits an 
den fehlenden Förderzusagen und andererseits an den fehlenden Eigenmitteln der Gemeinde. 
Einen wichtigen finanziellen Rückhalt bilden die noch vorhandenen Rücklagen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des AK–Finanzen den mittelfristigen Finanz-
plan mit der vorliegenden Prioritätenreihung für die Jahre 2019 – 2023 zu beschließen! 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

      

Gegen den Antrag 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  

 

 
5. VFI & Co KG  
Voranschlag für das Finanzjahr 2019 
 
Das Budget für die Gemeinde-KG wurde im Arbeitskreis Finanzen beraten. Es umfasst 
einnahme- wie ausgabeseitig € 36.100 für den laufenden Betrieb der Neuen Mittelschule 
Seewalchen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des AK–Finanzen den Voranschlag für den 
VFI Seewalchen & Co KG für das Finanzjahr 2019 wie folgt zu genehmigen: 

 
Ausgaben :   €  36.100,-   
Einnahmen:  €  36.100,-     
 
GV.Hemetsberger R.  betont, dass man die Bedenken der FPÖ in dieser Angelegenheit kenne, 
man habe dies seinerzeit nur wegen der Optimierung der Vorsteuer gemacht und diese 
Angelegenheit sei noch nicht ausgestanden. Die FPÖ hoffe, dass es bei Auflösung der KG 
kein böses Erwachen gebe. 
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Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 24 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion: 4  

      

Stimmenthaltung 7 Stimmen FPÖ-Fraktion: 7  

 
 

6. Schulbudget 2018 

Erhöhung des schulautonomen Budgets für die Neue Mittelschule 
 
Das autonome Schulbudget für die Neue Mittelschule beträgt für 2018  € 15.000,-. Der 
Direktor ersucht aufgrund diverser Mehrkosten (Transportkosten Hallenbad) das Budget 
2018 um € 1.000,- zu erhöhen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
die Erhöhung des autonomen Budgets 2018 für die Neue Mittelschule um € 1.000,- zu 
beschließen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest 
 

7. Ehrungen 2018 
Nachträgliche Kenntnisnahme 
 
In der  am 13.9.2018 stattgefundenen Sitzung hat sich der Gemeindevorstand dafür ausge-
sprochen noch weitere Ehrungen bei der Weihnachtsfeier am 7.12.2018 durchzuführen: 
 
Firma Austropressen Roither 
Roither Franz                  Verdienstmedaille Stufe I (Gold)  
 
Kult.i.S.                          Ehrenurkunde Dank und Anerkennung 
 
Flüchtlingsnetzwerk 
„Seewalchen hilft“       Ehrenurkunde Dank und Anerkennung 

 
Der Bürgermeister stellt den Antrag,  
die vorgeschlagenen Ehrungen nachträglich zu beschließen 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
eine einstimmige Annahme fest 
 

8. Öffentliche Ordnung u. Sicherheit 
Vertragsverlängerung mit dem Österreichischen Wachdienst 
 
Die Marktgemeinde Seewalchen am Attersee hat mit Beschluss vom 8.2.2018 den 
Österreichischen Wachdienst ab 1. Mai 2018 mit der Überwachung und Kontrolle des 
ruhenden Verkehrs in Seewalchen-Ort, der ortspolizeilichen Verordnungen sowie der Grün- 
und Strauchschnittsammelstelle mit insgesamt 12 Wochenstunden beauftragt. Aufgrund von 
Personalengpässen konnte das vereinbarte Ausmaß der Überwachung seitens des ÖWD in 
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den Sommermonaten nicht im gewünschten Ausmaß erbracht werden. Mittlerweile sind für 
Seewalchen drei Mitarbeiter zuständig (Frau Rechberger, Frau Buchner, Herr Hinterleitner). 
Laut Angaben des ÖWD ist mit diesem Personal der Überwachungsauftrag in Seewalchen 
zukünftig gewährleistet. Der Gemeindevorstand hat sich in seiner Sitzung am 8.11.2018 mit 
dieser Angelegenheit beschäftigt und sich mehrheitlich für eine Verlängerung der 
Vereinbarung um ein weiteres Jahr ausgesprochen.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
die Vereinbarung mit dem Österreichischen Wachdienst vom 8. Februar 2018 aufgrund 
der mehrheitlichen Empfehlung des Gemeindevorstands zu den bisher geltenden 

Bedingungen und Tarifen bis zum 31.10.2019 zu verlängern.  
 
GV.Hemetsberger betont, dass die FPÖ ihre Bedenken angemeldet habe und wenn man es 
sich anschaue – € 800,-- Einnahmen – € 600,-- Kosten und verärgerte Gemeindebürger. Die 
Intension der FPÖ wäre gewesen, mehr beim Strauch- und Grünschnitt zu kontrollieren – da 
sehe er gar nichts. Er sehe nur Strafzettel in der Kurzparkzone. Fütterungsverbot, Hunde-
kontrolle usw. sehe er nicht. Nur Abzocke der Autofahrer! Er empfinde das nicht erfreulich, 
wenn man € 30,-- Euro bezahle,  wenn man die Parkuhr vergessen habe. Es müsse der Hebel 
beim Grünschnitt angesetzt werden – da könnte man sparen.  
 
Der Bürgermeister gebe Herrn Hemetsberger R. grundsätzlich Recht – nur würde man da mehr 
Zeit brauchen. Man habe nur wenig Einsatzzeiten und eine Rundumüberwachung sei nicht 
möglich. Entweder müsse man damit leben, dass Kurzparkzonen als Dauerparkplätze benützt 
werden oder man müsse es als Erziehungsmaßnahme sehen und entsprechend exekutieren.  
Er wäre schon dafür, es noch ein Jahr zu probieren. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 24 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion: 4  

      

Gegen den Antrag 7 Stimmen FPÖ-Fraktion: 7  

 
 

9. Seebad Litzlberg 
Abschluss eines Nachtrags zum Bestandsvertrag vom 04. bzw.15.07.1988 mit Herrn 
Christian Wageneder 
 
Der zwischen der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee und der Familie Wageneder im 
Jahr 1988 geschlossene Bestandsvertrag für das Strandbadbuffet in Litzlberg samt aller 
vereinbarter Nachträge endet mit Ende des Jahres 2018, ohne dass es einer Kündigung 
bedarf. Dies setzte die Gemeinde in die Lage, mit Herrn Wageneder entweder einen neuen 
Vertrag auszuhandeln oder aber das Gebäude um die Hälfte des Schätzwertes zu erwerben. 
Der Gemeindevorstand hat sich dazu bereits im September einstimmig für die Ausverhand-
lung eines neuen Vertrages mit Herrn Wageneder ausgesprochen. 
 
Demgemäß wurde mit Herrn Christian Wageneder in mehreren Gesprächen der nun 
vorliegende Vertragsentwurf besprochen und ausgehandelt.  
 
Die Eckpunkte des neuen Vertrages sind: 
 
Die Verlängerung des Bestandsverhältnisses um 15 Jahre bis 31.12.2033 
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Die Nutzung des Bestandsobjekts ist für die ersten 10 Jahre bis zum 31.12.2028 
unentgeltlich 
 
Ab dem 1.1.2029 bis zum Vertragsende 31.12.2033 sind jährlich € 5.000,- excl. Ust. heutiger 
Kaufkraft zu entrichten. 
 
Nach Ablauf der vereinbarten Vertragsdauer geht das Bestandobjekt entschädigungslos in 
das Eigentum der Gemeinde über. 
 
Gänzlich neu ist, dass für die Nutzung des Gastgartens in Hinkunft jährlich € 8.500 excl. Ust. 
als Bestandszins zu entrichten sind. 
 
Neu ist auch die Einräumung eines Vorpachtrechtes nach Ablauf der Vertragsdauer für den 
Bestandnehmer. 
 
Der nunmehr vorliegende 4. Nachtrag zum ursprünglichen Bestandvertag aus dem Jahr 
1988 bildet eine wirtschaftlich sinnvolle Lösung für beide Vertragsparteien und wurde von 
Herrn Wageneder bereits unterschrieben. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstands mit Herrn Christian 
Wageneder den vorliegenden 4. Nachtrag zum Bestandsvertrag, zugleich Superädifi-
katsvereinbarung vom 04. bzw. 15.07.1988 abzuschließen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest 
 

10. Jugendtaxi 
Verlängerung der Förderung 
 
In der Gemeinderatssitzung vom 12.04.2018 wurde einstimmig beschlossen, dass der 
Betrieb des Jugendtaxis im Jahr 2018 unter den gleichen Bedingungen wie im Jahr 2017 
weiterlaufen soll. Das Land OÖ fördert derzeit 50 % der Gemeindekosten. 
 
Als Eigenleistung der Jugendlichen ist ein Mindestanteil von 1/3 der Kosten nicht förderbar. 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 27.04.2017 diese Änderungen einstimmig 
beschlossen. Das Jugendtaxi wurde 2018 von 41 Jugendlichen angenommen. Ca.  20 % 
unserer Jugendlichen haben das Jugendtaxi 2018 genutzt. 
 
Der Obmann des Sozialausschusses Oskar Resch stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Sozialausschusses den Betrieb des 
Jugendtaxis im Jahr 2019 unter den gleichen Bedingungen wie im Jahr 2018 weiter zu 
führen. 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
eine einstimmige Annahme fest 
 
Der Obmann des Sozialausschusses Oskar Resch stellt den Zusatzantrag, 
dass dieser Beschuss bis zum Ende der Legislaturperiode, also auch für die Jahre 2020 
und 2021 gelten soll.  
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
eine einstimmige Annahme fest 
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11. Seniorentaxi 
Verlängerung der Förderung 
 
In der Gemeinderatssitzung vom 12.04.2018 wurde einstimmig beschlossen, dass der 
Betrieb des Seniorentaxis im Jahr 2018 unter den gleichen Bedingungen wie im Jahr 2017 
weiterlaufen soll. 
Um eine Gleichstellung von Jugend- und Seniorentaxi zu haben, hat der SAS in seiner 
Sitzung am 06.03.2017 einstimmig beschlossen, dass auch die Senioren 1/3 der Kosten 
selbst zu tragen haben. Das Seniorentaxi wird vom Land OÖ nicht gefördert. 
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 27.04.2017 diese Änderungen einstimmig 
beschlossen. Das Seniorentaxi wurde 2018 von 95 Senioren angenommen. 
Ca. 13 % unserer Senioren haben das Seniorentaxi 2018 genutzt. 
 
Der Obmann des Sozialausschusses Oskar Resch stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Sozialausschusses den Betrieb des 
Seniorentaxis im Jahr 2019 unter den gleichen Bedingungen wie im Jahr 2018 weiter zu 
führen. 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
eine einstimmige Annahme fest 
 
Der Obmann des Sozialausschusses Oskar Resch stellt den Zusatzantrag, 
dass dieser Beschuss bis zum Ende der Legislaturperiode, also auch für die Jahre 2020 
und 2021 gelten soll.  
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
eine einstimmige Annahme fest 
 

 
12a Grenzbereinigung im öffentlichen Gut 
Roitholzweg in Haining 
 
Gemäß der OÖ Gemeindeordnung muss bei Ab- und Zuschreibung vom bzw. zum 
Gemeindeeigentum ein Beschluss des zuständigen Gemeinderates vorliegen. Der sog. 
„Roithholzweg“ in Haining ist ein öffentlicher Feldweg, der ausgehend vom Dorf Haining 
zahlreiche land- und forstwirtschaftliche Grundstücke am Fuße des Buchbergs und im Bereich 
des Roithgrabenbachs erschließt. Der Feldweg wurde neu vermessen, da der Bestand des 
Weges in der Natur nicht mit den Grundgrenzen im Katasterplan übereinstimmt. Im Akt finden 
Sie einen Lage- und Vermessungsplan. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
der grundbücherlichen Durchführung des vorliegenden Teilungsplanes des Geometers 
Dipl.-Ing Herbert Ahrer nach den Sonderbestimmungen des Liegenschaftsteilungs-
gesetzes zuzustimmen.  
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
eine einstimmige Annahme fest 
 

12b Grenzbereinigung im öffentlichen Gut 
Sonnenweg Haining 
 
Gemäß der OÖ Gemeindeordnung muss bei Ab- und Zuschreibung vom bzw. zum 
Gemeindeeigentum ein Beschluss des zuständigen Gemeinderates vorliegen. Im Zuge der 
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Straßenwiederherstellung nach dem Kanalbau in Haining wurde in einem Teil des 
Sonnenwegs eine Grenzbereinigung mit Grundabtretung schmaler Randstreifen entlang der 
Einfriedungen vermessen, da diese Streifen von der Gemeinde mitasfaltiert wurden. Im Akt 
finden Sie einen Lage- und Vermessungsplan. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
der grundbücherlichen Durchführung des vorliegenden Teilungsplanes des Geometers 
Dipl.-Ing Herbert Ahrer nach den Sonderbestimmungen des Liegenschaftsteilungs-
gesetzes zuzustimmen.  
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
eine einstimmige Annahme fest 
 

12c -  Dringlichkeitsantrag 1 -  Grenzbereinigung im öffentlichen Gut 
Grenzbereinigung im öffentlichen Gut - Fahrbahnteiler - Litzlberg 
 
Dieser Dringlichkeitsantrag wird aufgrund seines sachlichen Zusammenhangs mit den 
Punkten 12 a u. 12 b unter TOP 12 c behandelt. 
Gemäß der OÖ Gemeindeordnung muss bei Ab- und Zuschreibung vom bzw. zum 
Gemeindeeigentum ein Beschluss des zuständigen Gemeinderates vorliegen. Im Zuge der 
Errichtung des Fahrbahnteilers mit Querungshilfe, Gehsteig und neuer Bushaltestelle in 
Litzlberg wurden auch Grundstücke der Marktgemeinde Seewalchen berührt bzw. bebaut. Die 
betroffenen Teilflächen sollen nun nach den Maßgaben des Liegenschaftsteilungsgesetzes an 
das Land O.Ö. abgetreten bzw. der B 151 zugeschlagen werden (siehe im Akt befindlichen 
Lage- und Vermessungsplan). 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
der grundbücherlichen Durchführung des vorliegenden Teilungsplanes des Landes 
Oberösterreich nach den Sonderbestimmungen des Liegenschaftsteilungsgesetzes 
zuzustimmen.  
 
GR.Ing.Hoyer fragt nach den anteiligen Kosten der Marktgemeinde Seewalchen für diesen 
Fahrbahnteiler. Es wäre auch interessant, wie viele Leute von dieser Einrichtung einen Vorteil 
haben. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass ca. 700 Leute in Litzlberg wohnen, könne aber natürlich 
nicht sagen, wie viele davon diesen Fahrbahnteiler nutzen. Die Kosten seien in der letzten 
Sitzung beschlossen worden. 
 
GREM.Ebner betont, dass der Fahrbahnteiler auf jeden Fall zur Verkehrsberuhigung beitrage. 
 
GR.Mag.Kaniak betont, prinzipiell nicht gegen eine Verkehrsberuhigung gewesen zu sein, 
aber die Bezirkshauptmannschaft habe Bedenken geäußert, weshalb er verlegt worden sei. 
Anrainer seien auch nicht bereit gewesen, Grund abzutreten. Nur wundere es ihn, dass der 
Bürgermeister nicht sagen könne, wie viel Personen das benützen. Es müsse eine Effizienz 
geben. Die Bezirkshauptmannschaft mache eine Zählung bevor ein Zebrastreifen genehmigt 
werde. Man baue hier etwas, wo man von mindestens € 40.000,-- rede und man wisse nicht, 
wie viele das benützen ? 
 
GREM.Ebner wirft ein, im Sommer Hunderte, im Winter nur die Schüler.  
 
GV.Kitzberger weist auf die Sicherheit für die Kinder hin. 
 
GR.Ing.Hoyer bekrittelt, es sei wunderschön gebaut mit weißen Strichen auf der Straße - 14 
Tage später sei von der Bundesstraßenverwaltung eine Fräse gekommen, habe die weißen 
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Striche wieder weggefräst und Punkte hingemacht.  Dann sei die Markierung um 5 bis 10 cm 
versetzt wieder neu gemacht worden - ein Geldvernichtungsvorhaben unglaublicher Art. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
  
 

Für den Antrag: 25 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 1 DI Sepp Hoyer 

   GRÜNE-Fraktion: 4  

Stimmenthaltungen 6 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion: 6 

K. Hemetsberger, R. Hemetsberger, 

Mag. Kaniak, S. Schmuck, M. 

Grubinger, F. Böss 

   GRÜNE-Fraktion:   

 

 
13. Raumordnung 
Grundsatzbeschlussfassung betreffend Umwidmung des Grundstückes Nr. 538/8,  
KG. Litzlberg von derzeit Grünland auf Verkehrsfläche – Parkplatz privat. 
 
Der Antragsteller beantragt die Umwidmung des Grundstückes Nr. 538/8, KG. Litzlberg 
(Haining, Sonnenweg) von derzeit Grünland auf Verkehrsfläche – Parkplatz privat. 
 
Fachliche Stellungnahme des Ortsplaners: 
Die beantragte Umwidmungsfläche liegt im nordöstlichen Randbereich der Ortschaft Haining 
und hat ein Ausmaß von rund 70 m². Die Umwidmungsfläche wird zweiseitig von Grünland 
sowie je einseitig von einer Gemeindestraße und Wohngebiet umgrenzt. Begründet wird der 
Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes dahingehend, dass durch die Umwidmung 
das Abstellen von Kraftfahrzeugen zulässig wird. Lt. derzeit rechtskräftigem ÖEK Nr. 1 der 
Marktgemeinde Seewalchen am Attersee ist der Umwidmungsbereich als landwirtschaftliche 
Funktion ausgewiesen. Nach Auffassung der Ortsplanung ist eine Änderung des ÖEK´s nicht 
erforderlich. Aus ortsplanerischer Sicht kann die beantragte Änderung des Flächenwid-
mungsplanes positiv bewertet werden, da es sich hierbei um eine Geringfügigkeit handelt, die 
lediglich die Option zum Abstellen von Fahrzeugen ermöglicht. Das Grundstück Nr. 538/8, KG. 
Litzlberg, wurde ursprünglich als Umkehrplatz eingerichtet, für den jedoch aufgrund der 
Durchzugsstraße keine Notwendigkeit mehr besteht. 
 
Der Obmann des Planungsausschusses Ing. H. Mayerhofer stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses, der Umwidmung 
des Grundstückes Nr. 538/8, KG. Litzlberg von derzeit Grünland auf Verkehrsfläche – 
Parkplatz privat grundsätzlich zuzustimmen.  
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
eine einstimmige Annahme fest 
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14. Raumordnung 
Grundsatzbeschlussfassung betreffend Umwidmung des Grundstückes Nr. 2014/2, 
KG. Seewalchen von derzeit Bauland „Dorfgebiet“ auf Bauland „Wohngebiet“. 

 
Herr Albert Krug, Hongar Bau Holding GmbH, Jetzing 10, 4861 Aurach, beantragt die Umwid-
mung des Grundstückes Nr. 2014/2, KG Seewalchen von derzeit Bauland „Dorfgebiet“ auf 
Bauland „Wohngebiet“, weil damit die geplante Errichtung mehrerer Wohnungen durch 
Erweiterung des Bestandes ermöglicht werden soll. Im Dorfgebiet sind max. 3 Wohnungen 
möglich. 
Der Planungsausschuss hat in seiner Sitzung am 22.03.2018 den entsprechenden Antrag der 
Hongar Bau Holding GmbH behandelt. Das Ergebnis dieser Sitzung war den Antrag auf 
Umwidmung zurückzustellen, bis ein entsprechend durchführbares Konzept für die problem-
lose verkehrs- und fußläufige Erschließung vorgelegt wird. 
Mittlerweile wurde der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee ein plausibles Verkehrs-
konzept vorgelegt. Die Zufahrt zur entsprechenden Liegenschaft soll nicht mehr wie geplant 
über die Zufahrt zur Arztordination erfolgen, sondern über eine Teilfläche des Grundstückes 
Nr. 2013, KG. Seewalchen. Diesbezüglich liegt der Gemeinde Seewalchen ein Dienstbarkeits-
vertrag vor, welcher ein Geh- und Fahrtrecht einräumt. Entlang der Zufahrt zur Arztordination 
soll ein Zaun errichtet werden mit einer Gartentür, mit der ausschließlich Fußgänger Zutritt 
erhalten. 
 
Aufgrund der Beratungen im Planungsausschuss werden für den vorliegenden 
Umwidmungsantrag folgende Voraussetzungen festgelegt: 
 

1. Keine Zufahrt mehr über die Einfahrt Arztordination.  
2. Der Zugang für Fußgänger kann durch die Errichtung einer Gartentür erhalten bleiben. 
3. Das dritte Obergeschoss (3 OG) muss dreiseitig um mindestens 2m in den 

Himmelsrichtungen Westen, Süden und Osten zurückzuspringen. 
4. Die Anzahl der Wohnungen wird mit maximal 8 begrenzt. 

 
Der Obmann des Planungsausschusses Ing. H. Mayerhofer stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses, unter den 
genannten Voraussetzungen der Änderung Nr. 102 des Flächenwidmungsplanes Nr. 
4/2004 inkl. Änderung Nr. 36 des Örtlichen Entwicklungskonzeptes 1/2004 
grundsätzlich zuzustimmen.  
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
eine einstimmige Annahme fest 
 

15. Raumordnung 
Grundsatzbeschlussfassung betreffend Umwidmung des Grundstückes Nr. 1022/3, 
KG. Litzlberg von derzeit Verkehrsfläche – Parkplatz in Sondergebiet des Baulandes 
– Segelsportanlage. 
 
Um nationale und internationale Regatten durchführen zu können ist die Aufstellung von 
Containern erforderlich. Es ist nötig, dass für die Wettkampfleitung ein Besprechungsraum 
sowie ein Sanitärbereich und Umkleidekabinen zur Verfügung gestellt werden. Hierfür ist die 
Errichtung von 4 Containern erforderlich, die übereinander aufgestellt werden. Es wurden 
bereits in der Vergangenheit bei Veranstaltungen auf dem Parkplatz, der vom Segelclub 
genutzt wird, Container aufgestellt. Diese wurden um die erforderlichen Räumlichkeiten für die 
Wettkampfleitung, Sanitäranlagen für Damen und Herren und den Vorgaben der nationalen 
und internationalen Wettkampfregeln zu entsprechen, genutzt.  
 
Stellungnahme des Ortsplaners: Die beantragte Umwidmungsfläche liegt nördlich des 
bestehenden Segelclubs und hat ein Gesamtausmaß von rund 660m². Lt. derzeit 
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rechtskräftigem ÖEK Nr. 1 der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee ist der Umwidmungs-
bereich als ruhender Verkehrs – Parkplatz dargestellt. Für die Umwidmung ist auch eine 
Änderung des ÖEK´s erforderlich. 
Die dzt. Widmung „Verkehrsfläche“ ermöglicht grundsätzlich nicht die permanente Aufstellung 
der Container. Mit der Widmung Sondergebiet des Baulandes – Segelsportanlage werden alle 
Erfordernisse des Segelsports inkl. der Stellplätze und der Container abgedeckt, Der Wegfall 
einer geringen Anzahl von Stellplätzen ist verkraftbar.  
Aus Sicht der Ortsplanung kann die gewünschte Umwidmung positiv beurteilt werden, da es 
sich um eine Aufwertung in Bezug auf sportliche Wettbewerbe für die Marktgemeinde 
Seewalchen am Attersee und um die Förderung des sanften Tourismus handelt, und somit ein 
öffentliches Interesse gegeben ist. 
 
Der Obmann des Planungsausschusses Ing. H. Mayerhofer stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses,der Änderung Nr. 
106 des Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 inkl. Änderung Nr. 37 des Örtlichen 
Entwicklungskonzeptes 1/2004 grundsätzlich zuzustimmen.  
 
GR.Ing.Hoyer erklärt sich zu diesem TOP befangen und nimmt nicht teil an der Abstimmung. 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
eine einstimmige Annahme fest 
 
 

16. Raumordnung 
Grundsatzbeschlussfassung betreffend Umwidmung einer Teilfläche des Grund-
stückes Nr. 1976, KG. Seewalchen von derzeit Widmung „Friedhof“ auf Verkehrs-
fläche - Parkplatz 
 
Die Marktgemeinde Seewalchen am Attersee beantragt die Umwidmung einer Teilfläche aus 
dem Grundstück Nr. 1976, KG. Seewalchen von derzeit Friedhof auf Verkehrsfläche Parkplatz. 
Die Umwidmung ergibt sich aus dem Projekt Errichtung eines Multifunktionalen Fest- und 
Parkplatzes auf der sog. „Pfarrerbroatn“. 
 
Fachliche Stellungnahme des Ortsplaners: 
Die beantragte Umwidmungsfläche liegt im Zentrum des Hauptortes Seewalchen und grenzt 
im Osten bereits an einen gewidmeten öffentlichen Parkplatz an. Die Neuwidmung hat ein 
Gesamtausmaß von rund 4.600 m². Lt. derzeit rechtskräftigem ÖEK Nr. 1 der Marktgemeinde 
Seewalchen am Attersee ist der Umwidmungsbereich als Friedhof dargestellt. Nach 
Auffassung der Ortsplanung ist daher auch eine Änderung des ÖEK´s erforderlich.  
Dieser Bereich hat einerseits die notwendigen technischen Infrastrukturen für die Durch-
führung von (Groß-)Veranstaltungen und andererseits soll dieser in der übrigen Zeit als 
Parkplatz genutzt werden. Weiters wird ein Retentionsbecken für die Oberflächenwässer im 
östlichen Bereich vorgesehen. Das öffentliche Interesse kann durch die Errichtung von 
öffentlichen Anlagen für die Allgemeinheit begründet werden. Festgehalten wird, dass lt. 
Planung der neu zu errichtenden Parkfläche eine zusätzliche Ausfahrt auf die L 1276 
Seewalchner Landesstraße geschaffen wird. Eine Genehmigung von der Landesstraßenver-
waltung ist zu beantragen. Weiters wird festgestellt, dass lt. Planung der im ÖEK 1 
eingetragenen Sichtschutz – Grünverbindung nachgegangen wird. Auf den bestehenden Fuß- 
und Radweg wird in der Planung Rücksicht genommen. Von Seiten der Ortsplanung spricht 
nichts gegen die beantragte Änderung des Flächenwidmungsplanes inkl. Änderung des 
ÖEK´s, da der Bedarf für die Friedhofsbesucher und das Umfeld besteht. 
 
Der Obmann des Planungsausschusses Ing. H. Mayerhofer stellt den Antrag, 
aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Planungsausschusses, der Änderung 
Nr. 107 des Flächenwidmungsplanes 4/2004 inkl. Änderung 38 des Örtlichen 
Entwicklungskonzeptes 1/2004 grundsätzlich zuzustimmen. 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 13.12.2018 Seite 18 von 27 

GR.Mag.Kölblinger zeigt sich befremdet über die Vorgangsweise. Sie hätte gerne im kleinen 

Kreise im Planungsausschuss die Argumente der Grünen eingebracht, wo sie jedoch kein 

Gehör bekommen habe. Sie würde sich schon wünschen, dass auch einmal auf die Argumente 

der Grünen eingegangen werde.  Es werde einfach nicht diskutiert, was sie als undemokratisch 

erachte.  Man habe im Vorfeld fast keine Informationen erhalten. Es sei über einen Grundsatz-

beschluss abgestimmt worden und sie habe ja auch gefragt, wie es zu einem Musikfest 

komme, jedoch keine Antwort bekommen. In der Zwischenzeit habe sie Informationen 

eingeholt und man wisse nun, dass die Pfarre bereits seit längerem der Marktmusik zugesagt 

habe, diesen Platz zu adaptieren und für das Fest 2020 benützen zu dürfen. Ansonsten sei 

die Pfarre ihres Wissens nach nicht einverstanden mit einem Dauerparkplatz mit 133 Plätzen 

und einem Festplatz unterhalb des Friedhofes.  Für sie sei es schwer vorstellbar – man rede 

vom Ortsbild – und gleichzeitig werde der Blick von unten kommend auf Friedhof und Kirche 

zugebaut. Zum Thema Tostmann finde sie es sehr eigenartig, dass die Fa.Tostmann als 

bekannter Pächter dieses Grundstücks bis heute nicht offiziell eingebunden worden sei. Es 

werde einfach über das Grundstück, das sie gepachtet haben, verhandelt. Ing.Harald 

Mayerhofer habe behauptet, den Eindruck gehabt zu haben, dass Frau Tostmann sehr 

begeistert gewesen sei, dass sie 133 Parkplätze dazubekomme – das stimmt nicht – sie habe 

sich vielleicht in ironischer Weise damals positiv geäußert. Jedenfalls sei es nicht wahr, dass 

Frau Tostmann einverstanden sei. Eigenartig finde sie auch das Argument Begegnungszone. 

Es werde niemand dort unten parken und zu Fuß zum Billa, Müller usw. gehen.  

GR.Ing.Mayrhofer H. nimmt Stellung und betont, dass Frau Tostmann dem Verkehrskonzept 

zugestimmt habe und sogar gemeint habe, dass es die Möglichkeit gebe, von deren Parkplatz 

auf den neu zu schaffenden Parkplatz herüberzufahren. Es seien ca. 100 Personen anwesend 

gewesen. Diese Verbindung sei gar nicht spruchreif – sie bekommen eine eigene Ausfahrt auf 

die Landesstraße. Es sei also nicht richtig, dass Frau Tostmann das nicht gewusst und nicht 

zugestimmt habe, davon sei er überzeugt. Begegnungszone sei nicht, dass jemand von dort 

unten zum Billa pilgert, die haben eigene Parkplätze. Es gehe darum, dort wo die 

Begegnungszone hinkomme, eine beruhigte Zone zu machen, in der Autofahrer und Fuß-

gänger gleichberechtigt seien. Das gehe eben unmöglich bei dem jetzigen Verkehrsauf-

kommen. Wenn man diese Zone machen wolle, um ein Ortszentrum zu schaffen, dann müsse 

man außerhalb Parkflächen schaffen und das in unmittelbarer Entfernung. Wenn man 

nordseitig komme, sei es eben der Billa- und Müller-Parkplatz und wenn man südseitig komme, 

eben dieser Parkplatz, um das Ortszentrum zu entlasten. Außerdem komme noch dazu, dass 

der „Eisaufplatz“, der übrigens auch von Mitarbeitern der Fa.Tostmann als Parkplatz genützt 

werde, ein Ablaufdatum habe. Keiner könne sagen, wie es dort weitergehe, wenn die Familie 

Stallinger an einen Investor verkaufe, dann sei der Platz auch weg. Man erlebe jetzt bei 

Begräbnissen, Hochzeiten und diversen Festen, dass die Autos überall stehen. Gott sei Dank 

habe man so entgegenkommende Firmen wie Müller und Billa, die ihre Parkplätze nicht 

sperren. Man müsse auch bezüglich Adaptierung des Kinderbades mit erhöhtem 

Verkehrsaufkommen rechnen. 

GV.Hemetsberger R. weist in Bezug auf Demokratieverständnis darauf hin, dass 7 Personen 

im Planungsausschuss seien. Die Grünen haben im Planungsausschuss ihre Argumente 

vorgebracht und etwas Anderes gesagt und sie seien auch gehört worden. Die Grünen haben 

jedoch nur 1 Stimme und die Mehrheit habe mit 6 Stimmen im Planungsausschuss das 

beschlossen. Die Grünen haben zu akzeptieren, dass die Minderheit nicht über eine Mehrheit 

stimmen könne. Es gehe hier um ein Grundstück und um eine Umwidmung und er finde es 

nicht richtig, hier die Musik und eine Karikatur ins Spiel zu bringen, wo diese Musiker hunderte 

Stunden ihrer Freizeit opfern und zu jedem Fest beitragen. Hier wäre eine Entschuldigung der 

Grünen Fraktion höchst angebracht. 
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GR.Egger G. betont, dass Frau Kölblinger auch dabei war, als man am 16.3.2016 im Kultur-

ausschuss zum Thema hatte, wo finden wir einen Platz für Veranstaltungen. Von den Grünen 

kam seinerzeit kein Vorschlag. Es gab aber mehrere Vorschläge mit „Pfarrerbroatn“. Es habe 

4 Besprechungen und Präsentationen gegeben und in allen sei dieser Platz gekommen. Es 

gebe sogar einen einstimmigen Beschluss, dass diese Standortvariante weiter verfolgt werden 

solle. Er weist darauf hin, dass auf den allen bekannten Unterlagen 33 Parkplätze aufscheinen 

und der Rest eine grüne Wiese sei, die im Notfall ebenfalls als Parkplätze verwendet werden 

könne. Er empfinde die Vorgangsweise der Grünen nicht fair. 

GR.Dr.Gierlinger erwähnt er sei 2016 nicht dabei gewesen glaubt aber, dass da nicht konkret 

über dieses Projekt, sondern über eine Idee abgestimmt worden sei. Man wolle eingebunden 

werden. Da stehen 133 Parkplätze, dies sei eine Fehlinformation. Überall bestehe Konsens, 

dass man den Autoverkehr zurückdrängen müsse und den öffentlichen Nahverkehr fördern 

soll. Da sei man sich einig und jeder bekenne sich offiziell dazu. Der Klimawandel und die 

Gesundheitsprobleme überall in den Großstädten - das sei alles sichtbar und spürbar. Was 

mache man in Seewalchen?  - man baue Parkplätze, damit noch mehr Leute mit dem Auto 

zum See kommen, und finanziere das auch noch mit Steuergeldern. Warum kümmere man 

sich nicht um Ideen, wie man den Radverkehr und den öffentlichen Verkehr fördern kann? Er 

sei dafür, dass viele Leute nach Seewalchen kommen um damit den Tourismus zu fördern, 

aber es gebe auch andere Varianten. Es ist die Aufgabe der Grünen für andere Varianten 

einzutreten – auch wenn man in der Minderheit sei. Es sei das demokratische Recht der 

Grünen, eine Volksbefragung zu machen. Dieses Recht fordern wir ein und nicht mehr. Zum 

Thema Verkehr und Parkplatz – dies sei nicht nur ein verkehrspolitischer Fehltritt, sondern es 

bestehe keine Notwendigkeit Parkflächen mitten im Ort zu machen. Der Parkplatz werde 

Großteils leer stehen außer im Sommer. Warum nicht ein Bäderbus rund um den See? Die 

Grünen stehen dafür, dass man die Attraktivität des Radverkehrs und alternativer 

Transportmittel steigere und nicht den Autoverkehr. Er findet es super, dass man das 

Kinderbad renoviere aber nicht, direkt in der Nähe einen Parkplatz zu schaffen. Bisher war das 

Kinderbad eher ein Geheimtipp für Einheimische, der fußläufig erreichbar ist, später werde es 

ein Geheimtipp für den ganzen Bezirk sein. Er ersucht vorausschauend zu denken und weist 

darauf hin, dass es nie gegen die Musik gegangen sei. Man werfe heute den 

Entscheidungsträgern, die seinerzeit die ganzen Seegrundstücke umgewidmet haben vor, 

dass man keine öffentlichen Zugänge mehr habe. Genauso könne man uns später einmal 

vorwerfen, warum habt ihr so viele Parkplätze geschaffen. Er bittet, auch auf diese Argumente 

einzugehen.  

Vizebürgermeisterin Karin Hemetsberger betont, Sinn und Zweck dieser Umwidmung sei es 

ja auch, dass man in Zukunft mehrere Feste gestalten könne. Man wisse aber nicht, wo man 

die Besucher alle parken lassen solle bzw. wo man ein Festzelt aufstellen könne. Jetzt habe 

sich die Marktmusikkapelle sehr bemüht, dass man 2020 das große Bezirksmusikfest nach 

Seewalchen bringe. Da werden an die 50 Musikkapellen erwartet. Die kommen mit dem PKW 

und nicht mit dem Fahrrad – das müsse klar sein. Es werden sehr viele Besucher erwartet. Es 

sei alles im Vorfeld abgesprochen und um auf die Karikatur zurückzukommen, die mag 

vielleicht für manche lustig gewesen sein – hier könne man geteilter Meinung sein. Was darauf 

zu sehen ist – wie Leute grölend und saufend aus dem Zelt kommen und sich vielleicht hinter 

dem Zelt erbrechen empfinde sie mehr als geschmacklos. Damit seien ja nicht nur die 

Musikerinnen und Musiker gemeint, sondern auch die Leute, die diese Feste besuchen. 

GV.Ing. Berger K. ersucht die Sachlichkeit wieder einkehren zu lassen und es gebe sicherlich 

Argumente der Grünen, die man mittragen könne, wie z.B. den Radverkehr in Seewalchen 

attraktiver zu machen. Nur das seien Dinge, die man auseinanderhalten müsse. Man brauche 

gewisse Flächen wo man den ruhenden Verkehr abstellen könne um dann diese Institutionen, 

die man habe, nutzen zu können. Man wolle eine attraktive Begegnungszone im Ort haben 
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was aber auch bedeute, dass Leute die Möglichkeit haben, zentrumsnahe zu parken. Er war 

enttäuscht, als er die Grünen Seiten gelesen habe. Es werde z.B. geschrieben: „Rückblickend 

sei an dieser Stelle festgehalten, dass es im Vorfeld der Landesausstellung eine Gruppe von 

Menschen gegeben hat, die sich in einem Masterplan von sinnvollen Projekten in den Orten 

von Seewalchen und Schörfling beschäftigt hat. „Eine Gruppe von Menschen“ - wie sei diese 

Aussage zu deuten? Er habe sich dadurch auf den Schlips getreten gefühlt. Alle haben sich 

bemüht und es sei sehr wohl auch darum gegangen, Ideen einzubringen. Man sollte die 

Diskussion nicht darauf reduzieren, dass man dort Parkflächen mache, sondern dahingehend 

erweitern, dass man einen multifunktionalen Platz in Seewalchen brauche. Seewalchen habe 

5.500 Einwohner. Diese Flächen werden notwendig sein. Wenn man diesen Platz 

entsprechend gestalte und mit Schotter-Rasenflächen versehe, so dass man dort Feste feiern 

könne, dann werde man damit kein Problem haben.  Natürlich gebe es in Bezug auf die Pietät 

zum Friedhof gewisse Notwendigkeiten. Er meine, dass so viel Verständnis vorhanden sei, 

dass dort keine Musik spiele, wenn ein Begräbnis sei. Er hoffe, dass man sich heute hier mit 

so viel Stimmen wie möglich dazu entschließe, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass 

man diesen Platz entsprechend widme und für die Zukunft in Seewalchen etwas Vernünftiges 

mache. Er wünsche sich auch einen Konsens über Radabstellplätze, Rad- und Fußwege. Er 

hoffe, dass man 2027 die Landesausstellung bekomme und empfinde die Entscheidung 

zukunftsweisend. 

GR.Seiringer-Gaubinger fühlt sich als Vertreter der Pfarre und gratuliert der Marktmusikapelle 

Seewalchen, dass sie das Bezirksmusikfest nach Seewalchen gebracht haben und freut sich 

jetzt schon auf das Fest 2020. Er deponiert gleich, dass er als freiwilliger Helfer mithelfe. 

Tradition, Musik und Kultur zähle zu den Werten, die die Menschen verwurzeln und große 

Feste gehören einfach zur Kultur. Die Pfarre als Anrainer und als Verwalter eines sensiblen 

Bereiches - wie die Kirche und der Friedhof - nehme das Grundrecht in Anspruch Stellung zu 

nehmen und gewisse Vorbehalte zu haben. Auch wenn ihm dazu die Leviten gelesen worden 

seien, lasse man sich nicht nachsagen, dass die Pfarre zu Allem „Ja und Amen“ gesagt habe. 

Man habe gerne vermittelt. Er sei auch gerne mit dem Bürgermeister zur Diözese gefahren 

und er habe sich auch das erste Mal dafür ausgesprochen, weil er wollte, dass der Prozess in 

Gang komme und die Musik das Fest abhalten könne. Manchen Projektbetreibern sei 

vorgehalten worden, dass sie nicht ausreichend und rechtzeitig alle Betroffenen informiert 

haben. Er hoffe nicht, dass das jetzt der Gemeinde so passiert sei. Die Diözese als Besitzer 

habe das Entscheidungsrecht dazu. Wir im Gemeinderat stimmen ja auch ab. Eingangs sei 

gleich die Pfarre erwähnt worden, die Pfarre könne aber gar nichts bestimmen – es bestimme 

der Grundbesitzer. Er stehe etwas zwischen den Positionen, stelle sich aber auch gerne 

zurück, wenn jemand glaube, dass es notwendig sei. Er glaube aber, dass es jetzt Zeit wäre 

mit der Diözese zu sprechen, die nämlich bis jetzt nicht weiß, dass man deren Grundstück 

umwidme.  Man müsste die projektrelevanten Unterlagen hinschicken damit alles in Gange 

komme. Die Pfarre habe überhaupt nichts gegen ein Musikfest, nur Bedenken als Anrainer 

eingebracht. Wünschenswert wäre, dass man über die Art der Veranstaltung in Kenntnis 

gesetzt würde. Es gebe gewisse große Fest im liturgischen Kalender die man nicht 

verschieben könne – andere könne man planen.  

GV.Hauschildt-Buschberger findet es abenteuerlich, dass man heute eine Widmung 

beschließen soll, in welcher es um die Umwidmung von Friedhof in Parkplatz gehe und diese 

mit dem Grundeigentümer, der Diözese nicht abgestimmt worden sei. Es handle sich hier um 

eine letzte Ruhestätte und es habe nur ein Gespräch bei der Diözese stattgefunden und da 

wurde gar nicht besprochen, dass eine Umwidmung beantragt werden solle. Es sei sehr 

wesentlich das mit dem Grundstückseigentümer im Vorfeld abzuklären, wenn man als 

Gemeinde diesen Schritt setze. Es gebe dort auch Gremien und es werde sicher nicht jeder 

von der Diözese begeistert sein, dass dieses Projekt umgesetzt werde, auch in Bezug auf die 

Tatsache, dass es dort einen bestehenden Pachtvertrag gebe. Sie habe sich die zeitliche 
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Kausalität noch einmal genau angeschaut. Mit der Diözese habe es nur ein Gespräch gegeben 

am 22.6.2018. Basierend auf dieser Information des Gespräches sei nun der 

Grundsatzbeschluss zu diesem Projekt gefasst worden. Danach habe es keinen weiteren 

Kontakt mit der Diözese gegeben. Am 28.6.2018 sei die Planung beauftragt worden und sie 

habe mehrfach versucht Unterlagen betreffend die Kostenschätzung zu erhalten. Der 

Bürgermeister habe in dieser Gemeinderatssitzung auch gesagt, dass das Projekt auch 

dahingehend großartig wäre, weil dieses Projekt auch für Vereine zum Nutzen wäre, weil  

damit auch eine Neuanschaffung von Festzeltgarnituren samt Anhänger verbunden werden 

könne. Heute wisse sie aber, dass dies nicht in diesen € 340.000,-- inkludiert sei.  

Dann habe es weiterhin Gespräche gegeben bei der DOSTE  in Linz – da gehe es um die 

mögliche 50 %ige Förderung. Das erstmalige Gespräch habe am 21.3. stattgefunden und ein 

weiteres, vertiefendes Gespräch mit Projektbesichtigung Vorort habe es am 16.7. gegeben. 

Dazu gebe es anscheinend auch eine Projektbeschreibung und Qualitätskriterien. Sie habe 

sich mehrfach die aufgelegten Akte angeschaut – aber diese seien nicht zur Kenntnis gebracht 

worden, was sie im Sinne der Transparenz und dessen, dass man gemeinsam etwas 

entscheiden solle, nicht verstehe.  

Da wäre es natürlich auch sinnvoll, wenn alle die gleichen Informationen hätten. Weiter sei 

auch interessant, dass die Pfarre sich, schon wie von Herrn Seiringer-Gaubinger 

angesprochen, ganz klar in der Schöpfungsverantwortung sehe und das finde sie großartig – 

die Pfarre wolle Grünflächen schützen und erhalten oder sinnvollen Projekten zur Verfügung 

stellen. Sie finde es auch super, dass die Marktmusik dieses Fest veranstalte, aber es gebe 

auch andere Variationen. Man habe diese Wiese schon öfter genutzt gesehen, eben für 

Veranstaltungen mit unbefestigtem Untergrund. Es gebe auch Zelte für 2000 Personen, die 

mit Holzboden ausgestattet seien. Dann möchte sie auch noch sagen, dass im Zuge der 

Gestaltung des Ortskerns von Seewalchen eben ein Rathausplatz entstanden sei, der 

eigentlich für viele große Feste nutzbar sei und auch genutzt werde – z.B. 

Maibaumschmeißen. Es gebe Stromanschlüsse und es sei viel Geld in die Hand genommen 

worden um diesen schönen Platz zu beleben. Die Wortmeldung von Herrn Mag.Kaniak 

bezüglich Zählung der Personen, die die Querungshilfe nutzen – das hätte sie sich hier auch 

gewünscht. Wie viele Menschen werden dort wann parken. Werden diese Parkplätze 

überhaupt benötigt? Wie viele Feste werden stattfinden? Sie habe sich die Vereinbarung der 

Firma Tostmann mit der Diözese angeschaut. Jenen Punkt, wo es darum gehe, die Parkfläche 

sensibel zu verwenden. Dort werde ganz klar von der Diözese ein Regelwerk aufgestellt, was 

zu tun sei um die Liturgie, Feste und Totenruhe nicht zu stören. Wenn wir ähnliche 

Bedingungen für einen Festplatz von der Diözese bekommen, dann frage sie sich wirklich – 

sei das ein Festplatz oder ein Parkplatz der einmal für ein Fest verwendet werde. Man sollte 

sich das im Vorfeld sehr gut überlegen. Sie meine wirklich, dass das so eine große Sache sei, 

dass man die Menschen befragen sollte „Ja“ oder Nein“. Ein wesentlicher Aspekt bei dieser 

Sache seien auch die Kosten, das habe sie beim Budget bereits gesagt. Es bleibe ja nicht bei 

den ausgewiesenen € 340.000 . 

GREM.Ebner verstehe nicht, dass man so eine große Investition tätigt, wenn man nur auf 10 

Jahre pachten könne und es sein könne, dass die Diözese sage, man müsse den Platz wieder 

zurückbauen und dann wäre die ganze Investition für maximal 1 bis 2 Veranstaltungen pro 

Jahr.  Es werde viel Steuergeld verschwendet für einen Schotterparkplatz. Wie die 

Erfahrungen gezeigt haben, wird der Platz doch einiges mehr kosten als diese € 340.000. Über 

die Pacht von angeblich € 7.500,-- und die Erhaltungskosten werde kein Wort verloren. Der 

geschotterte Platz koste also mindestens eine halbe Million in diesen 10 Jahren. Die 

Rückbaukosten müsse man mit ca. € 130.000,-- rechnen. Wozu dieser ganze Aufwand – nur 

um Parkplatz zu schaffen und um noch mehr Besucher an heißen Sommertagen anzulocken. 

Seiner Meinung nach sollte sich eine „Gesunde Gemeinde“ für Geh- und Radwege stark 
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machen und nicht für Parkplätze. Zusammengerechnet werde jeder geschotterte Parkplatz 

laut seiner Schätzung pro Steuerzahler € 5.200 Euro im Jahr kosten. 

GR.Egger betont, er sei ebenfalls der Meinung gewesen, einen anderen Platz zu suchen – 

Fakt jedoch sei, dass man ihn nicht gefunden habe. Am 4.12.2017 habe man daher einstimmig 

beschlossen, diesen Platz weiter zu verfolgen. Es sei einfach nicht so, dass bei den Festen 

zur Friedhofsmauer uriniert und gebrochen werde. Er finde es nicht fair, dies so darzustellen. 

Die Fläche vom Rathausplatz sei jedenfalls zu klein. Es sei wirklich eine große Sache für 

Seewalchen und das sollte man sich einmal überlegen.  

GR.Mag.Kölblinger  betont, es war höchstens von der „Pfarrerbroatn„ die Rede, aber nicht von 

dem Teil unterhalb des Friedhofs. Man habe auch nicht das Marktmusikfest angegriffen. Es 

gehe auch nicht darum, dass es dort stattfinden solle, es gehe darum, dass dort immer wieder 

Feste sein sollen. Zur Karikatur frage sie, wo da bitte ein Bezug zur Marktmusik zu sehen sei.  

GR.Dr.Gierlinger empfinde es als eine unfaire Unterstellung und betont, dass eine Karikatur in 

den Bereich der Satire falle, und dass diese etwas überspitzt und provozierend sei, liege in 

der Natur der Sache. Bezüglich Pachtvertrag mit Stallinger sei klar, dass da auch Pacht zu 

zahlen sei, nur dieser Platz werde sehr vielseitig genützt und sei eine ganz andere Kategorie. 

Er kritisiert auch, dass man gar nicht versucht habe, zu eruieren, ob der Platz unterhalb der 

Friedhofsmauer geeignet wäre. 

Der Bürgermeister kritisiert bei allem Verständnis für den sehr offenen und liberalen Zugang 

der Grünen das fehlende Gespür, dass sich dadurch niemand betroffen fühle. Der Bürger-

meister merkt an, die ganze Aufregung und Hysterie, die da erzeugt werde, diene der 

Bevölkerung in keinster Weise und sei unnötig. Man habe doch Erfahrung, dass bei derartigen 

größeren Projekten etwas mehr Gelassenheit angebracht wäre. Er erwähnt, dass die Grünen 

sehr wohl gehört werden, jedoch immer so aufdrehen. Man habe hier ein großes Projekt vor, 

das eigentlich 2 Fliegen auf einen Schlag treffen solle. Nämlich die Parkplatzsituation zu lösen 

und die Chance für das bereits beschlossene und 2020 stattfindende Fest. Also brauche man 

eine Möglichkeit, dieses Fest ordentlich durchzuführen. Es sei nicht so einfach, das auf die 

Wiese zu stellen – er habe lange mit den Musikern diskutiert. Wenn der Plan B greifen müsse, 

nämlich, dass man es trotzdem da unten mache, obwohl das Projekt nichts werde, wäre dies 

ein riesiger Aufwand. Es würde nicht ohne Baggerarbeiten und Aufschüttungen von unzähligen 

Fuhren Schotter gehen, um eine halbwegs ebene Fläche zu bekommen.  Der Bürgermeister 

versteht die Grünen nicht – man sei erst am Anfang dieses Projektes und er glaube auch nicht, 

dass es nur gut sei, sondern wisse sehr wohl auch die Schattenseiten. Natürlich werde es ein 

Parkplatz sein, wenn keine Festveranstaltungen seien – warum auch nicht. Sei man doch froh, 

dass sich die Leute nicht zum Ärger der Anwohner kreuz und quer parken. Sicher könne es 

sein, dass auch das Kinderbad teilweise sehr frequentiert sei. Aber es diene auch den 

Seewalchnern, die am Abend kommen und dann auch noch einen Stellplatz haben. Es werde 

immer wieder Veranstaltungen geben und natürlich handle es sich um einen dual verwendeten 

Platz, Festplatz und Parkplatz. Am 29.10.2018 habe er wie in den Unterlagen ersichtlich, Frau 

Preining von der Diözese mit Plan geschrieben, dass das Projekt in die nächste Phase gehe. 

Da sei die Projektbeschreibung sehr wohl dabei gewesen, dass es ein multifunktionsfähiger 

Parkplatz werde. Jeder wisse wie lange so ein Umwidmungsverfahren brauche, deshalb sei 

es bereits jetzt auf der Tagesordnung. Wenn jetzt die entsprechenden Verfahren nicht 

eingeleitet werden, dann werde das Nichts. Am 21.7.2020 müsste das fertig sein und wenn 

man nicht im September beginne, sei das Projekt nicht mehr zu realisieren. Weiters betont er, 

es komme immer wieder, dass die Grünen das nicht gewusst haben. Ein A-3-Plan aus dem 

Architektenwettbewerb 1999 bezüglich Gestaltung des Ortszentrums von Seewalchen – alles 

was da geplant sei, umfasst die ganze „Pfarrerbroatn“. Es sei damals schon die Neugestaltung 

des Ortszentrums geplant worden. Es seien nur 2 Sachen von diesem Plan umgesetzt worden. 

Die Neugestaltung des Eislaufplatzes und die Drehung des Schulsportplatzes. Es gebe sogar 
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ein zweites Projekt, in dem unterhalb des Friedhofes ein großer Baukörper, wie 

Geschäftsgebäude eingetragen sei. Natürlich könne man sagen, das sei 20 Jahre her. Aber 

damals habe man sich sehr wohl intensive Gedanken gemacht, wie Seewalchen in Zukunft 

ausschauen kann. Natürlich habe man auch immer auf die finanziellen Möglichkeiten 

geschaut. Man habe lange über das Verkehrskonzept, die Entlastungstraße diskutiert. Dann 

sei die Bewerbung für die Landesausstellung gewesen – da brauche man Parkplätze - wo 

habe man denn Möglichkeiten? Das sei der Strandbadparkplatz, aber man brauche natürlich 

mehr Parkplätze. Dann sei der Masterplan 2017 gekommen, in diesem sei genauso dieser 

Landesausstellungsparkplatz enthalten. Diese Thematik gebe es schon lange und nun sei die 

Zeit gekommen, darüber zu befinden, könne man das Projekt umsetzen oder nicht. Dafür 

brauche man natürlich einen gewissen Zeitvorlauf. Klar brauche man dann die Diözese, die  

seit Ende Oktober über den Plan und das Projekt informiert sei. Im Wesentlichen gehe das nur 

wenn der Einleitungsbeschluss gefasst sei, dann werden alle verständigt und können ihre 

Stellungnahme dazu abgeben. Er wisse sehr wohl, dass dieses Projekt, einen großen 

Parkplatz zu bauen, der auch eine Zusatzfunktion als Festplatz habe, nicht einfach sei. Es sei 

natürlich ein Eingriff in das Grünland. Die Größe sei dahingestellt, aber selbst, wenn man das 

jetzt nicht mache, dann brauche man 2020 ein Provisorium für die Musik und 2026 wieder für 

die Landesausstellung und da stimmen dann die Zahlen von Herrn Ebner nicht überein. Er 

betont, es liege ihm sehr am Herzen das Projekt bestmöglich umzusetzen, aber der Keil der 

Grünen zwischen Beteiligte und Bevölkerung passe nicht. 

GV.Hauschild-Buschberger verweist auf die Nachhaltigkeit von Projekten. Wenn man einen 

Platz auf nicht bestimmte Zeit mache, dann habe das nichts mit Nachhaltigkeit zu tun. Eine 

Investition lasse sich auch damit begründen, dass man sie auf dem eigenen Grund durchführt. 

Man habe jetzt z.B. ein Problem mit dem Stallinger-Platz.  Man werde in Bedrängnis kommen, 

wenn man ihn nicht mehr nutzen könne. Das sollte uns eigentlich lehren, wenn man etwas 

nachhaltig für die Gemeinde injiziere, dass es sich dann doch um Eigentum handeln sollte. Die 

Zeiten und Umweltbedingungen habe sich verändert. Man habe mit dem Klimawandel 

umzugehen und könne jetzt noch Maßnahmen entgegensetzen. Es sei keine Maßnahme, 

weitere Bodenversiegelungen zu machen, weil dann gewissermaßen auch der Grundwasser-

spiegel weiter zurückgehe. Man kann von den Bürgern kein Umdenken verlangen, wenn man 

als Politiker/in nicht mit gutem Beispiel vorangehe. Die Grünen haben z.B. einen Initiativantrag 

im Ausschuss für einen Bäderzug gestellt, dieser sei abgelehnt worden.  Sicher sei der 

Andrang im Sommer groß aber man müsse das Problem anders bewältigen, als weitere 

Parkplätze zu schaffen. Es sei ja ein Anreiz, nicht mit dem Auto zu fahren, wenn keine 

Parkplätze vorhanden seien. Man habe ja in den vorangegangenen Sitzungen beschlossen, 

einmal sogar unter Zustimmung der Grünen sozusagen, bei der Autobahnauffahrt einen 

Parkplatz zu bauen, der auch Geld koste. Beim Strandbad werde der Parkplatz verändert. In 

Litzlberg parken die Autos im Sommer auch auf der Wiese. Zu Stoßzeiten könnte man auch 

wo anders einen temporären Parkplatz machen. Sie ersucht, zu verstehen, dass die Grünen 

diese Meinung vertreten. Zumindest 12 % der Wähler/innen stehen hinter den Grünen, die 

man auch nicht abkanzeln müsse. Denn wenn auch die Meisten die Zeitung provokant 

empfunden haben, so habe sie sehr wohl auch positive Rückmeldungen bekommen. Man 

habe auch niemanden persönlich angegriffen. Eine Gemeindevertretung sollte sich so viel Mut 

zugestehen, die Öffentlichkeit zu befragen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Mayrhofer gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 12 
Bgm. Mag. Reiter, Vzbgm. C. Haberl, 
M.Kitzberger, F. Pühringer, F. Huber, 
Ing. Mayrhofer, E. Neuwirth, M. Muhr, 
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G.Filimon, R. Loidl, J.Moser, G.Egger 

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

      

Gegen den Antrag 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  

 

Stimmenthaltungen 1 Stimmen ÖVP-Fraktion: 1 Fritz Seiringer-Gaubinger 

 

17. Volksbefragung 
Antrag der Grünen Gemeinderatsfraktion zur Abhaltung einer Volksbefragung  
gem. § 38 Oö. Gemeindeordnung 
 
Von der GRÜNEN Gemeinderatsfraktion wurde am 29. November 2018 ein schriftlicher Antrag 
gem. § 46 Abs. 2 der Oö. Gemeindeordnung um Aufnahme folgenden Tagesordnungspunktes 
gestellt: 
 

Abhaltung einer Volksbefragung zum Thema „Errichtung eines multifunktionalen  
Festplatzes / Parkplatzes „Pfarrerbroatn“ 

 
Nähere Details zum Sachverhalt und zur Begründung sind dem im Akt beiliegenden Schreiben 
der Grünen zu entnehmen. 
 
Die Fraktionsobfrau der Grünen Claudia Hauschildt-Buschberger stellt den Antrag, 
der Gemeinderat möge beschließen, eine Volksbefragung gem. § 38 der oö. Gemeinde-
ordnung für die Bürgerinnen und Bürger von Seewalchen zum Thema Errichtung eines 
multifunktionalen Festplatzes / Parkplatzes „Pfarrerbroatn“ abzuhalten. 
 
GR.Mag.Kölblinger erwähnt, dass die Bevölkerung nur über einen sehr kleinen Artikel in der 
Gemeindezeitung über dieses Vorhaben informiert worden sei und wenn sie mit Seewalchnern 
spreche, habe sie das Gefühl, dass viele darüber Nichts wissen und auch nicht dafür seien. 
 
Der Bürgermeister sieht es so, dass man als Repräsentanten schon aufgerufen sei, alle 
Interessen bestmöglich abzuwiegen und sich dann auch einmal zu entscheiden. 
 
GR.Dr. Gierlinger habe dem Masterplan seinerzeit nur mit einigen Bedenken zugestimmt – wie 
z.B dem Parkplatz.  Da sei der Apell der Freiheitlichen gewesen, als Gemeinde ein Zeichen 
zu setzen und mit sehr hoher Zustimmung das Interesse zu bekunden. Gegen seinen ersten 
Willen habe er dann damals für dieses Projekt gestimmt. 
 
Der Bürgermeister weist darauf hin, dass eine Bürgerbefragung der Tod für das Projekt, wäre, 
da es sich zeitlich gar nicht ausgehen würde. Außerdem betont er, dass das Projekt ja auch 
noch nicht durch sei – es können durchaus z.B. vom Naturschutz Einwände kommen. 
 

GR. Ing. H. Mayrhofer stellt den Antrag zur Geschäftsordnung auf Schluss der 

Debatte. 

Der Bürgermeister macht aufmerksam, dass noch eine Pro- und Kontra-Wortmeldung 

möglich wäre. 

Es erfolgt keine Wortmeldung mehr. 

Der Bürgermeister lässt über den von GR Ing. Harald Mayrhofer gestellten Antrag durch 

Handheben abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
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Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

      

Gegen den Antrag 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  

 
 
Anschließend lässt der Bürgermeister über den von Fraktionsobfrau Claudia Hauschildt-
Buschberger gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag 4 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 4  

 
 

     

Gegen den Antrag 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 12 

Bgm. Mag. Reiter, Vzbgm. C. Haberl, 
M.Kitzberger, F. Pühringer, F. Huber, 
Ing. Mayrhofer, E. Neuwirth, M. Muhr, 
G.Filimon, R. Loidl, J.Moser, G.Egger 

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

 

Stimmenthaltungen 1 Stimmen ÖVP-Fraktion: 1 Fritz Seiringer-Gaubinger 

 

 

18. Dringlichkeitsantrag 2 

Ansuchen der Röm. Kath. Pfarrcaritas um Erhöhung der Subvention für den 

laufenden Kindergartenbetrieb 

Zwischen der Marktgemeinde Seewalchen und der Pfarrcaritas besteht seit jeher (Neufassung 
2011)  eine Vereinbarung zur Führung des Kindergartens inkl. einer Deckung des Abgangs im 
Kindergartenbetrieb durch die Gemeinde Seewalchen. Die Gemeinde Seewalchen nimmt im 
Gemeindebudget einen entsprechenden Gemeindebeitrag (Subvention) auf, auf Basis eines 
von der Pfarrcaritas bzw. der KG-Leitung vorgelegten Budgetentwurfs. Die Röm. Kath. 
Pfarrcaritas ersucht nun dringend um Erhöhung der Subvention für den laufenden 
Kindergartenbetrieb, um die Gehälter für das Kindergartenpersonal und die Lohnnebenkosten 
im Dezember auszahlen zu können (siehe beiliegendes Schreiben und 
Nachtragsvoranschlag).  
 
Die finanzielle Notlage ist einerseits durch die Kürzung der Landesförderung entstanden, die 
ursprünglich in Höhe von € 210.000,- veranschlagt wurde, laut Nachtragsvoranschlag der  
Röm. Kath. Pfarrcaritas aber nur ca. € 186.500,- betragen wird. Andererseits werden sich auch 
die Lohnkosten gegenüber dem Voranschlag um ca. € 27.000 erhöhen, wobei hier ein Teil der 
seitens der Röm. Kath. Pfarrcaritas leider nicht budgetierten Abfertigungszahlung enthalten 
ist. Der Abgang 2018 wird sich daher um ca. € 50.000,- erhöhen.  
Mit Ansuchen vom 05.12.2018 hat die Röm.Kath. Pfarrcaritas um dringende Überweisung von 
€ 40.000,- ersucht, um Ihren Zahlungsverpflichtungen nachkommen zu können.   
Bei einer Besprechung der Gemeinde (Bürgermeister, Amtsleiter, Finanzabteilungsleiter mit 
Frau Pachinger von der Pfarre Seewalchen wurde festgehalten bzw. avisiert, dass seitens der 
Gemeinde die Leistung eines weiteren Gemeindebeitrags zur Schaffung einer entsprechenden 
Liquidität für die Bedeckung der demnächst fälligen Ausgaben grundsätzlich möglich ist.  
Dies unter der Voraussetzung, dass die Notwendigkeit des zusätzlich geleisteten 
Gemeindebeitrags im Zuge der im 1. Quartal 2019 vorzulegenden Jahresrechnung 2018 nach 
eingehender Prüfung schlüssig nachvollzogen werden kann. Ein allenfalls sich ergebender 
„Überhang“ wird zugunsten der Gemeinde beim Gemeindebeitrag 2019 in Anrechnung 
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gebracht. Weiters wurde seitens der Gemeindevertreter darauf hingewiesen, dass die Frage 
der Berechtigung einer Budgetierung der Abfertigungszahlung im Kindergartenbudget noch 
eingehend rechtlich geprüft werden muss.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag,  
unter Verweis auf die im Sachverhalt angeführten Voraussetzungen einen 
Gemeindebeitrag an die Pfarrcaritas  in Höhe von € 40.000.- für den Betrieb des 
Kindergartens Seewalchen zu gewähren.  
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
eine einstimmige Annahme fest 
 

19. Dringlichkeitsantrag 3 

Abschließen eines Betreuungsvertrages zur Vorsorge für die Schulgesundheit mit 

dem Land Oberösterreich (schulärztliche Betreuung) 

Die Gemeinde bemüht sich seit längerem um eine schulärztliche Betreuung für die 
Schülerinnen und Schüler in Seewalchen. Am Freitag 7.12. erhielt die Gemeinde einen Anruf 
von der Abteilung Gesundheit des Landes, dass das Land nunmehr in der Lage sei eine 
Schulärztin für Seewalchen bereit zu stellen. Dazu ist umgehend der Abschluss einer 
diesbezüglichen Betreuungsvereinbarung mit dem Land OÖ. erforderlich. Die Kosten betragen 
pro Schüler € 3,50 . Bei rund 380  bis 400 Schüler-innen und Schülern ergibt das aus heutiger 
Sicht jährliche Kosten von rd. € 1.300,-  bis 1.400,- . 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag,  
den vorliegenden Vertrag zur Vorsorge für die Schulgesundheit mit dem Land 
Oberösterreich abzuschließen  
 

Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
eine einstimmige Annahme fest 
 

20. Allfälliges 

GV.Ing.Berger bedankt sich für die Zusammenarbeit und es gebe natürlich unterschiedliche 

Standpunkte, er erachte trotzdem den Umgang miteinander als sehr vernünftig. Auch bei den 

Gemeindebediensteten, geführt von Amtsleiter Binder Manfred, bedankt er sich. Herrn 

Ing.Hoyer gratuliert er zu dem Titel Baurat h.c. 

GV.Kitzberger schließt sich den Worten an und bedankt sich ebenfalls und freut sich auf die 

kommenden Aufgaben. 

GV.Hauschildt-Buschberger bedankt sich und schließt sich ebenfalls den Vorrednern an und 

betont, dass die Demokratie von Vielfalt lebe.  

GV.Hemetsberger R. gratuliert Herrn Ing.Hoyer zur Verleihung des Titels Baurat h.c. und 

bedankt sich für die gute Zusammenarbeit beim Gemeinderat, Herrn Bürgermeister, Amtsleiter 

Binder und Fin.Abtl.Weber. Er wünscht schöne Feiertage und alles Gute im Neuen Jahr. 

Amtsleiter Binder bedankt sich für die Unterstützung des Gemeinderates und des 

Bürgermeisters auch im Namen der Bediensteten, wünscht Frohe Weihnachten und ein 

Gutes Neues Jahr. 

Abschließend wünscht auch der Bürgermeister ein schönes Weihnachtsfest und einen guten 

Rutsch ins Neue Jahr.  
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Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung 

Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte 

Sitzung vom 18.10.2018 wurden keine Einwendungen erhoben. 

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht 

mehr vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 21:35 Uhr. 

 

Der Schriftführer:      Der Vorsitzende: 

 

 

………………………………….     ……………………………………… 

         (AL Manfred Binder)             (Bgm. Mag.Johann Reiter) 

 

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der 

Sitzung vom 07.02.2019 keine Einwendungen erhoben wurden und diese 

Verhandlungsschrift daher im Sinne des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt. 

 

Der Vorsitzende: 

 

(Mag. Johann Reiter) 

 

 

 

         Für die SPÖ-Fraktion:               Für die ÖVP-Fraktion: 

 

 

……………………………………        ……………………………………. 

       (GV. Ing.Kurt Berger)              (GV. Markus Kitzberger) 

 

 

 

 

         Für die FPÖ-Fraktion:               Für die GRÜNE-Fraktion: 

 

 

..……………………………………        ……………………………………. 

    (GV. Rudolf Hemetsberger)                (GV. Claudia Hauschild-Buschberger) 


